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1983 -07- 07 An fra 9 e 

der Abgeordneten Dr.Errnacora, 

und Genossen 

Dr.Steiner 

an den Bundesminister für Landesverteidigung 

betreffend den Besuch von Kasernen durch -pflichtschulen~ 

Die Tageszeitung "Die Presse" berichtet in ihrer Aus­

gabe vom 1.7.1983 über die alljährlich vom öster­

reichischen Bundesheer, zuletzt in der Zeit vom 

27. bis 30.6.1983 in Linz-Urfahr, abgehaltenen Informations­

veranstalt~en, die dazu bei tragen sollen, der Be-

völkerung, insbesondere der schulischen Jugend, den 

Ausrüstungsstand des Bundesheeres näherzubringen, 

allenfalls bestehende Vorurteile gegenüber der 

Institution und der für einen immerwährend neutralen 

Staat unbedingten und in österreich überdies verfassungs­

gesetzlich verankerten Notwendigkeit einer bewaffneten 

Verteidigung abzubauen und die Verbundenheit des 

österreichischen Bundesheeres mit der österreichischen 

Bevölkerung, deren Sicherheit es zu dienen hat, zu 

demonstrieren. 

In dem erwähnten Presse-Artikel wird des weiteren 

ausgeführt, daß der Amtsführende Präsident des 

Wiener Stadtschulrates,Hans Matzenauer, in einer 

alljährlich"zu erlassenden Verordnung auch in Ansehung 

des kommenden Schuljahres 1983/84 die ihm unterstehenden 
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schulen darauf hinwies, daß im Rahmen der politischen 

Bildung den Schulkindern die umfassende Landesverteidigung 

nahezubringen ist. Darüberhinaus setzte Matzenauer aller­

dings die Schuldirektoren telefo~isch von "seiner per­

sönlichen Meinung" in Kenntnis, daß ihm der Kasernen­

besuch von Schülern unter 14 Jahren wenig sinnvoll 

erscheine. 

Die Meldung über diese telefonische "Meinungsäußerung" 

Matzenauer's erregte - wie in den Medien berichtet 

wurde - den Unmut von Eltern, Lehrern und Schülern, die 

sich bevormundet fühlten, sowie von Militärs, wie z.B. 

der Offiziersgesellschaft Salzburg, da das Vorgehen 

Matzenauers im Widerspruch zum Erlaß über die politi­

sche Bildung steht. 

Da die in der Öffentlichkeit stark kritisierte 

"Meinungsäußerung" Matzenauers darauf hinausläuft, 

praktisch alle Kinder im schulpflichtigen Alter von 

Kasernenbesuchen auszuschließen, wird damit in den 

Pflichtschulen ein wesentliches Element, den Schülern 

das österreichische Bundesheer näherzubringen, dessen 

Effizienz und dessen Rückhalt in der Bevölkerung 

naturgemäß sehr stark von deren positiver Einstellung 

zur Landesverteidigung abhängen, vereitelt. 

Zu umso größerem Erstaunen muß daher die weitere Meldung 

in der "Presse" Anlaß geben, wonach der Bundesminister 

für Landesverteidigung erklärt haben soll, auch er 

halte es nicht für recht zielführend, Pflichtschulkinder 

in Kasernen auszuführen. 
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Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den 

Bundesminister für Landesverteidigung folgende 

A n fra g e: 

1) War die gegenüber den Schuldirektoren telefonisch 

abgegebene "persönliche Meinungsäußerung" des 

Amtsführenden Präsidenten des Wiener Stadtschulrates 

zwischen dem Unterrichts- und dem Landesverteidigungs­

ressort abgesprochen? 

2) Wenn nein: 

Was haben Sie nach Bekanntwerden dieser "persönliehen 

Meinungsäußerung"veranlaßt? 

3) Entspricht die Meldung in der Tageszeitung 

"Die Presse" vom 1.7.1983, wonach Ihre Reaktion auf 

das Verhalten des Amtsführenden Präsidenten des 

Wiener Stadtschulrates darin bestanden haben soll, 

die Erklärung abzugeben, auch Sie hielten es nicht 

für recht zielführend, Pflichtschulkinder in Kasernen 

auszuführen, den Tatsachen? 

4) Wenn nein: 

Welche Meinung vertreten Sie tatsächlich zu diesem 

Thema? 

5) Wenn ja: 

Wie läßt sich diese Erklärung mit Ihrer Funktion als 

Landesverteidigungsminister, der Interesse an der 

Vertiefung des Verständnisses der Schüler für das 

österreichische Bundesheer und seine friedenserhaltende 

und neutralitätssichernde Kraft haben müete, vereinbaren? 
~ 
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